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Preußiſche Geſetzammlung 


Jahrgang 1921 f N 25. 


Inhalt: Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen höheren Lehranſtalten, 
©. 323. — Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen mittleren 
Schulen (Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz), S 325. — Verordnung über die Abänderung 
der Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern vom 6. Januar 1921, S. 334. 


(Rr. 12102.) Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen 
höheren Lehranſtalten. Vom 17. Dezember 1920. 


De verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


§ 1. 

Die für die Leiter und Lehrer (Leiterinnen und Lehrerinnen) einſchließlich der 
Hilfslehrer Gilfslehrerinnen) an den ſtaatlichen höheren Lehranſtalten geltenden Be— 
ſtimmungen der Geſetze: 

1. über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗ 

Dienſteinkommensgeſetz) und 

2. über die Verſorgungsbezüge der zum 1. April 1920 oder zu einem früheren 

Zeitpunkt in den Ruheſtand verſetzten unmittelbaren Staatsbeamten, ihrer 

Hinterbliebenen und der Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 ver⸗ 

ſtorbenen Beamten (Beamten⸗Altruhegehaltsgeſetz) 
finden auch Anwendung auf die Leiter und Lehrer (Leiterinnen und Lehrerinnen) ein⸗ 
schließlich der Hilfslehrer GHilfslehrerinnen) an denjenigen öffentlichen höheren Lehr⸗ 
anftalten, die von einer bürgerlichen Gemeinde oder einem Gemeindeverband unter- 
halten werden, auf die zum 1. April 1920 oder zu einem früheren Zeitpunkt in 
den Ruheſtand verſetzten Leiter und Lehrer (Leiterinnen und Lehrerinnen), ihre Hinter, 
bliebenen und die Hinterbliebenen der vor dem 1. April 1920 im Amte verſtorbenen 
Lehrkräfte dieſer Anſtalten. 


§ 2. 

Die bürgerliche Gemeinde oder der Gemeindeverband iſt verpflichtet, die zur 
Erfüllung der Beſtimmungen des § 1 erforderlichen Mittel bereitzuſtellen, ſoweit 
dieſe nicht aus den eigenen Einnahmen der Anſtalt oder aus anderen dazu beſtimmten 
Fonds gedeckt werden. 

Geſetzſammlung 1921. (Nr. 1210212104. 48 
Ausgegeben zu Berlin den 18. März 1921. 
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N g § 3. 
Die Vorſchriften der SS 1 und 2 finden auch auf diejenigen öffentlichen höheren 
Lehranſtalten Anwendung, die von anderen juriſtiſchen Perſonen oder aus eigenem 
Vermögen oder aus anderen dazu beſtimmten Fonds zu unterhalten ſind. 


ö $ 4. 
Höhere Lehranſtalten im Sinne dieſes Geſetzes find die vom Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung als ſolche anerkannten Unterrichtsanſtalten. 


§ 5. 

(1) Wandelt eine Gemeinde uſw. eine höhere Lehranſtalt in eine ſolche mit 
veränderten Berechtigungen um, fo erlangen die Leiter und Lehrer der Anſtalt hier⸗ 
durch nicht die Befugnis, aus dem von ihnen bekleideten Amte auszuſcheiden. Jedoch 
iſt ihnen dasjenige Dienſteinkommen zu gewähren, welches ihnen zuſtehen würde, 
wenn die Umwandlung nicht erfolgt wäre. 

(2) Unter Aufrechterhaltung gleicher Beſoldungsanſprüche müſſen ſich die Lehrer 
(Lehrerinnen) an ſolchen von Gemeinden uſw. unterhaltenen höheren Lehranſtalten, 
die aufgehoben oder deren Klaſſenbeſtand und Lehrkräfte verringert werden, die Ver⸗ 
ſetzung an eine von derſelben Gemeinde uſw. unterhaltene Lehranſtalt gefallen laſſen, 
ſoweit an dieſer Lehranſtalt nach deren Unterrichtsplan für ihre Beſchäftigung Raum 
iſt) doch bedarf jede derartige Verſetzung der Genehmigung der ſtaatlichen Schul⸗ 
aufſichtsbehörde. : 

$ 6. 


Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer an nichtſtaatlichen 
Anſtalten, vom 25. Juli 1892 (Geſetzſamml. S. 219) wird aufgehoben. 


27 
Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nicht 
ftaatlichen höheren Lehranſtalten, vom 7. Mai 1920 (Geſetzſamml. S. 275) wird 
aufgehoben. f 


§ 8. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 in Kraft. 


Berlin, den 17. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


— 325 — 


(Nr. 12103.) Geſetz über die Beſoldung der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
5 mittleren Schulen (Mittelſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz — MG. —). 
Vom 14. Januar 1921. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


J. Dienſteinkommen. 
A. Endgültig angeſtellte Lehrer und Lehrerinnen. 


91. 
Grundgehalt. 
(1) Die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nicht- 
ſtaatlichen mittleren Schulen erhalten als Grundgehalt: 
a) in Gruppe 1: 6800 — 7400 — 8000 —8 600 — 9 100 — 9600 — 
9 900 — 10 200 Mark jährlich, 

b) in Gruppe 2: 10800 — 11100 — 11400 Mark jährlich, 

c) in Gruppe 3: 8400 — 9 200— 10 000—10 800— 11 300—11 800 — 
12 300 — 12600 Mark jährlich. 

(2) Zur Gruppe 1 gehören alle Lehrer und Lehrerinnen, die nicht zur Gruppe 2 
oder 3 gehören. 

(3) Zur Gruppe 2 gehören die nicht als Leiter oder Leiterin von Schulen mit 
mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrkräften angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen nach 
Vollendung des 21. Jahres im öffentlichen Schuldienſt, jedoch nicht vor Ablauf von 
2 Jahren nach dem letzten Aufſtieg im Grundgehalt. 

(4) Zur Gruppe 3 gehören alle lebenslänglich angeftellten Leiter und Leiterinnen 
öffentlicher mittlerer Schulen mit mindeſtens 4 hauptamtlichen Lehrkräften. Ob ein 
Lehrer (eine Lehrerin) lebenslänglich angeſtellter Schulleiter (Schulleiterin) einer 
öffentlichen mittleren Schule iſt ſowie ob eine Schule als Schule mit mindeſtens 
4 hauptamtlichen Lehrkräften anzuſehen iſt, entſcheidet endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 
(5) Die endgültig angeftellten Lehrerinnen, einſchließlich der endgültig angeftellten 
techniſchen Lehrerinnen, erhalten die Grundgehaltsſätze um 10 vom Hundert gekürzt, 
ſolange nicht allgemein für Lehrer und Lehrerinnen das gleiche Arbeitsmaß feſtgeſetzt iſt. 

(6) Auf Lehrer und Lehrerinnen, deren Zeit und Kräfte durch die ihnen über⸗ 
tragenen Geſchäfte nur nebenbei in Anſpruch genommen ſind, finden dieſe Vorſchriften 
keine Anwendung. Die Entſcheidung darüber, ob ein Lehrer oder eine Lehrerin nur 
nebenbei beſchäftigt iſt, ſteht lediglich der Schulaufſichtsbehörde zu. 5 

6) Welche Schulen als öffentliche mittlere Schulen anzuſehen find, beſtimmt 
endgültig die Schulaufſichtsbehörde. 

§ 2. 


Zuſchüſſe. 
() Die Schulunterhaltungsträger können mit Genehmigung der Schulaufſichts⸗ 
behörde für Schulſtellen, für deren Inhaber (Inhaberinnen) beſondere Anforderungen 
48* 
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vorgeſchrieben find, ruhegehaltsfähige Zuſchüſſe zu dem im § 1 beſtimmten Gehalte 
feſtſetzen. Die Zuſchüſſe können für die einzelnen Dienſtaltersſtufen verſchiedenartig 
bemeſſen werden oder ganz wegfallen. 

(2) Dieſe Zuſchüſſe gelten nicht als Grundgehalt. 


93. 
Dienſtaltersſtufen. 

(1) Das Grundgehalt der endgültig angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen) ſteigt 
nach Dienſtaltersſtufen mit zweijähriger Aufrückungsfriſt bis zur Erreichung des 
Höchſtgehalts. Die höheren Grundgehaltsſätze werden jeweils vom Erſten des 
Kalendermonats an gezahlt, in den der Eintritt in die neue Dienſtaltersſtufe fällt. 

(2) Auf das Aufrücken im Grundgehalte haben die endgültig angeſtellten Lehrer 
(Lehrerinnen) einen Rechtsanſpruch. Der Anſpruch ruht, ſolange ein förmliches 
Diſziplinarverfahren oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens ein Hauptverfahren 
oder eine Vorunterſuchung ſchwebt. Führt das Verfahren zum Verluſte des Amtes, 
ſo findet eine Nachzahlung des zurückgehaltenen Mehrgehalts nicht ſtatt. 


GA. 
Beſoldungsdienſtalter. 

() Das Beſoldungsdienſtalter der endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen 
beginnt mit dem Zeitpunkte der endgültigen Anſtellung im öffentlichen mittleren Schul- 
dienſte. Tritt ein Lehrer oder eine Lehrerin indeſſen unmittelbar aus dem öffentlichen 
Schuldienſte in den Dienſt an einer öffentlichen mittleren Schule, ſo wird der Zeit⸗ 
abſchnitt auf das Beſoldungsdienſtalter angerechnet, der im Falle der endgültigen 
Anſtellung im Volksſchuldienſt angerechnet werden müßte. 

(2) Die 88 3 bis 8 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes finden hierbei 
mit der Maßgabe entſprechend Anwendung, daß die Einzahlungen für Anrechnung 
von Privatſchuldienſtzeit anſtatt an die Landesſchulkaſſe an die Landesmittelſchulkaſſe zu 
leiſten ſind. Die etwa an die Landesſchulkaſſe für Anrechnung von Privatſchuldienſt⸗ 
zeit geleiſteten Einzahlungen ſind inſoweit der Landesmittelſchulkaſſe zu überweiſen, 
als bereits auf das Volksſchullehrer-Beſoldungsdienſtalter angerechnete Dienſtzeiten 
auch auf das Beſoldungsdienſtalter im öffentlichen mittleren Schuldienſt angerechnet 
werden müſſen. Treten Lehrer oder Lehrerinnen aus dem öffentlichen mittleren 
Schuldienſt in den Volksſchuldienſt, ſo ſind die Einzahlungen, welche für Anrechnung 
auf das Beſoldungsdienſtalter im öffentlichen mittleren Schuldienfte der Landesmittel ⸗ 
ſchulkaſſe zugefloſſen ſind, der Landesſchulkaſſe zu überweiſen. 


§ 5. 
Ortszuſchlag. 
4) Zum Grundgehalte tritt als weiterer Beſtandteil des Dienſteinkommens ein 
Ortszuſchlag. 
e) Für die Bemeſſung der Höhe des Ortszuſchlags finden die Vorſchriften 
des Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetzes Anwendung. 


J 
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(3) Werden von einem Unterhaltungsträger mehrere öffentliche mittlere Schulen 
in Ortſchaften verſchiedener Ortsklaſſen unterhalten, fo findet die Vorſchrift des § 11 
Abf. 2 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes ſinngemäß Anwendung. 

() Werden zu dem im § 1 feſtgeſetzten Grundgehalte beſondere Zuſchüſſe (§ 2) 
gewährt, ſo bleiben dieſe Zuſchüſſe bei Bemeſſung der Höhe des Ortszuſchlags 
unberückſichtigt. 

(5) Die Kürzung des Grundgehalts nach § 1 Abſ. 5 bleibt auf die Berechnung 
des Ortszuſchlags ohne Einfluß. 9 6 


Dienſtwohnungen. 
Wird dem Lehrer (Lehrerin) eine Dienſtwohnung zugewieſen, ſo wird ihm 
(ihr) auf den ihm lihr) zuſtehenden Ortszuſchlag einſchließlich Ausgleichszuſchlag ein 
angemeſſener Betrag angerechnet. Die Vorſchriften des § 12 des Volksſchullehrer⸗ 
Dienſteinkommensgeſetzes finden entſprechend Anwendung. 


8 
Sondervergütungen. 

Für Leiſtungen im Schulamte, die über das feſtgeſetzte oder übliche Arbeitsmaß 
hinausgehen, dürfen beſondere Vergütungen nicht gewährt werden. Außerordentliche 
Bewilligungen an einzelne Lehrer oder Lehrerinnen aus beſonderen Gründen ſind 
hierdurch nicht ausgeſchloſſen. 


B. Auftragsweiſe vollbeſchäftigte und einſtweilig angeſtellte Lehrer und Lehrerinnen. 
88. f 

() Einſtweilig angeſtellte oder auftragsweiſe vollbeſchäftigte Lehrer und Lehre⸗ 
rinnen an öffentlichen mittleren Schulen erhalten eine Grundvergütung in Höhe von 
80 vom Hundert des Grundgehalts, das fie erhalten würden, wenn fie als Lehrer 
beziehungsweiſe Lehrerin an der öffentlichen mittleren Schule endgültig angeſtellt wären. 
Das gleiche gilt für den Ortszuſchlag und für etwaige gemäß § 2 mit der Stelle 
verbundene Zuſchüſſe. 

(2) In beſonderem Falle iſt eine Abweichung hiervon mit Genehmigung der 
Schulaufſichtsbehörde zuläſſig. 


11. Kinderbeihilfen. 


Außer dem Dienſteinkommen erhalten die Lehrer (Lehrerinnen) Kinderbeihilfen. 
Das Recht zum Bezuge der Kinderbeihilfen und ihre Höhe richtet ſich nach den im 
Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetze gegebenen Vorſchriften. 


III. Ausgleichszuſchlag. 
5 10. 


(1) Zur Anpaſſung an die Veränderungen in der allgemeinen Wirtſchaftslage 
wird zum Grundgehalt, ausſchließlich der beſonderen Zuſchüſſe ($ 2), zur Grund- 
vergütung und zum Ortszuſchlage ſowie zu den Kinderbeihilfen ein veränderlicher 
Ausgleichszuſchlag gewährt. 
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(2) Die für die unmittelbaren Staatsbeamten nach dem Beamten-Dienft- 
einkommensgeſetze jeweils geltenden Beſtimmungen über Art und Höhe des Aus— 
gleichszuſchlagsſatzes gelten auch für die Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen mittleren 


Schulen. 
IV. Sonſtige Vorſchriften. 
SER 
Gnadenbezüge. 

() Hinſichtlich der Gewährung von Gnadenbezügen an die Hinterbliebenen 
eines an einer öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schule angeſtellten Lehrers finden 
die für die unmittelbaren Staatsbeamten beſtehenden Beſtimmungen entſprechende An⸗ 
wendung. Auch den ehelichen Nachkommen einer Lehrerin ſteht der Anſpruch auf 
Gnadenbezüge zu. 

(2) An wen die Gnadenbezüge zu leiſten find, beſtimmt die Schulaufſichts⸗ 
behörde. 

g $ 12. 

(4). Im Genuſſe der Dienſtwohnung iſt die Hinterbliebenenfamilie, welche mit 
dem Verſtorbenen die Wohnung geteilt hat, nach Ablauf des Sterbemonats noch drei 
fernere Monate zu belaſſen. Hinterbleibt eine ſolche Familie nicht, ſo iſt denen, auf 
die der Nachlaß übergeht, eine vom Todestage an zu rechnende dreißigtägige Friſt zur 
Räumung der Dienſtwohnung zu gewähren. 

e) In jedem Falle muß auf Erfordern der Schulaufſichtsbehörde demjenigen, 
welcher mit der Verwaltung der Stelle beauftragt iſt, ohne Anſpruch auf Ent⸗ 
ſchädigung in der Dienſtwohnung ein Anterkommen gewährt werden. ö 


GB; 
Zahlungsweiſe des Dienſteinkommens. 

Die endgültig angeſtellten Lehrer und Lehrerinnen erhalten ihre Dienfibezüge, 
ſoweit fie ihnen in feſten Barbezügen zuſtehen, monatlich, bei Überweifung auf eis 
Konto vierteljährlich im voraus. Die einſtweilig angeſtellten oder auftragsweiſe be⸗ 
ſchäftigten Lehrkräfte erhalten ihre baren Dienſtbezüge monatlich im voraus, doch 
kann auch eine vierteljährliche Zahlung bei Überweiſung auf ein Konto zugelaſſes 
werden. 

$ 14. 
Amzugskoſten. 


(1) Angeſtellte Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen mittleren Schulen er⸗ 
halten bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes eine Vergütung für Umzugskoſten 
aus der Landesmittelſchulkaſſe. Die Höhe der Vergütung richtet ſich nach den für 
die Volksſchullehrer und Lehrerinnen geltenden Vorſchriften. 

(2) Ob eine Verſetzung im Intereſſe des Dienſtes erfolgt iſt, entſcheidet die 
Schulaufſichtsbehörde endgültig. f 

6) Inwieweit in ſonſtigen Fällen den Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen 
mittleren Schulen Umzugskoſten zu gewähren find, richtet fi) nach den Gehalts- 
beſtimmungen für die Stellen, in die der Lehrer (die Lehrerin) eintritt. 
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§ 15. 
Rechtsweg. 
(1) Über die Gehaltsanſprüche der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
mittleren Schulen findet der Rechtsweg ſtatt. Die Klage auf Zahlung des Dienft- 
einkommens iſt gegen die Landesmittelſchulkaſſe und, ſofern es ſich um unmittelbare 
Leiſtungen des Schullaſtenträgers handelt, gegen dieſen zu richten. 

(2) Bei der richterlichen Beurteilung find die auf Grund dieſes Geſetzes er- 
folgten Feſtſetzungen über das Dienſteinkommen der Stelle, insbeſondere über die Höhe 
des Grundgehalts (der Grundvergütung), des Ortszuſchlags, der Kinderbeihilfe und 
des Ausgleichszuſchlags, über Dienſtwohnung, über Naturalleiſtungen ſowie über die 
ſonſtige Anrechnung von Dienſtbezügen auf das Grundgehalt zugrunde zu legen. 


V. Aufbringung des Dienſteinkommens. 
$ 16. 
Landesmittelſchulkaſſe. 

(1) Alle Unterhaltungsträger öffentlicher mittlerer Schulen werden zwecks 
gemeinſamer Aufbringung des Dienſteinkommens der Lehrer und Lehrerinnen an den 
Öffentlichen mittleren Schulen, der Ruhegehälter und der Witwen- und Waiſenbezüge 
ſowie der Umzugskoſten bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes zu einer Landes⸗ 
mittelſchulkaſſe vereinigt. 

(2) Auf die Verwaltung der Landesmittelſchulkaſſe, die Beſtellung und die 
Befugniſſe eines Kaſſenanwalts und ſeiner Stellvertreter finden die für die Landes⸗ 
ſchulkaſſe im Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetze gegebenen Beſtimmungen An⸗ 
wendung, ſoweit nicht in dieſem Geſetz anderweite Vorſchriften enthalten ſind. 

(3) Die Landesmittelſchulkaſſe übernimmt die Zahlung: 

a) des baren Dienſteinkommens und der Kinderbeihilfen ſamt Ausgleichs 
zuſchlag an die Lehrer und Lehrerinnen, f oweit ſie in planmäßigen Schulſtellen 
angeſtellt oder in freien planmäßigen Schulſtellen voll beſchäftigt werden; 

b) der Zuſchüſſe nach § 2; 

e) der Umzugskoſten bei Verſetzungen im Intereſſe des Dienſtes (§ 14 Abſ. 1); 

d) der Ruhegehälter einſchließlich der Gnadengelder für die nach dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes bezugsberechtigt Gewordenen; 

e) der Bezüge der Hinterbliebenen von Lehrern und Lehrerinnen, die nach 
dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes bis zu ihrem Ausſcheiden aus dem Dienſte 
an einer öffentlichen mittleren Schule angeſtellt geweſen ſind 

1) der Werterſtattung für die den Stelleninhabern auf ihr Dienſteinkommen 
angerechneten Natural- und anderen Dienſtbezüge ſowie für eine Dienſt⸗ 
wohnung an die Unterhaltungsträger. 


$ 17. 
Freiwilliger Anſchluß an die Lan desmittelſchulkaſſe. 


(1) In beſonderen Fällen können auch preußiſche Schulen, die nicht mittlere 
Schulen ſind, und außerpreußiſche Schulen, auch wenn fie nicht zu den mittleren 
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Schulen gehören, auf Antrag der Landesmittelſchulkaſſe angeſchloſſen werden, ſofern 


die Beſoldungen für die hauptamtlichen Lehrkräfte den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 


angepaßt ſind. 

e) Im Falle des Anſchluſſes übernimmt die Landesmittelſchulkaſſe für die an 
dieſen Schulen angeſtellten Lehrer (Lehrerinnen), die nach dem Anſchluß in den 
Ruheſtand getretenen Lehrer und Lehrerinnen und die Hinterbliebenen von den nach 
dem Anſchluſſe bis zum Ausſcheiden aus dem Dienſte im Amte befindlich geweſenen 
Lehrern und Lehrerinnen vom Tage des Anſchluſſes ab dieſelben Leiſtungen, als 
wenn dieſe Schulen öffentliche mittlere Schulen in Preußen wären, aber nur ſo lange, 
als dieſe Schulen der Landesmittelſchulkaſſe angeſchloſſen ſind und ſofern für ſie die 
vorgeſchriebenen Beiträge zur Landesmittelſchulkaſſe gezahlt werden. Mit dem Aus⸗ 
ſcheiden der Schule aus der Landesmittelſchulkaſſe oder dem Wegfalle der Beitrags- 
zahlungen hören die Leiſtungen der Landesmittelſchulkaſſe auf, auch an die etwa im 
Ruheſtande befindlichen Lehrer (Lehrerinnen) und Hinterbliebenen von ehemaligen 
Lehrern (Lehrerinnen) dieſer Schulen. 

6) Mit dem Anſchluſſe ſolcher Schulen an die Landesmittelſchulkaſſe geht das 
Recht zur Anſtellung, Verſetzung und Entlaſſung der Lehrer (Lehrerinnen) an dieſen 
angeſchloſſenen Schulen, zur Verſetzung in den Ruheſtand, Feftfehung des Dienſtalters 
und die ſchulaufſichtlichen Diſziplinarbefugniſſe, ſofern dieſe Rechte und Befugniſſe 
nicht bereits einer preußiſchen Staatsbehörde zuſtehen oder nur unter Aufſicht und 
Mitwirkung einer preußiſchen Staatsbehörde ausgeübt werden, auf die Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe über und werden von dem Kaſſenanwalte wahrgenommen. Der Kaſſenanwalt 
iſt befugt, die Dienſtaufſicht über dieſe Lehrer (Lehrerinnen) anderen preußiſchen Be⸗ 
hörden oder Behörden des Reichs oder der Länder zu übertragen, ſofern die vor⸗ 
geſetzte Zentralinſtanz dieſer Behörden der Übertragung zuſtimmt. Dieſe Dienſt⸗ 
aufſicht umfaßt zugleich das Recht zur Verhängung von Diſziplinarſtrafen, mit Aus⸗ 
nahme des Rechts zur Einleitung eines förmlichen Diſziplinarverfahrens. lber die 
Einleitung eines förmlichen Diſziplinarverfahrens beſchließt der Kaſſenanwalt. In 
dieſem Beſchluſſe iſt zugleich diejenige preußiſche Provinzialbehörde zu beſtimmen, die 
das Diſziplinarverfahren zu führen hat. Über die Wahrnehmung der in dieſem Abſatze 
dem Kaſſenanwalte übertragenen Befugniſſe führt der Unterrichtsminiſter die Aufficht. 


§ 18. 

) Für jedes mit dem 1. April beginnende Rechnungsjahr wird der Bedarf 
der Landesmittelſchulkaſſe nach dem Stande des Dienſteinkommens aller Schulſtellen 
am 1. Mai des Vorjahrs unter Berückſichtigung der vorausſichtlichen Steigerung 
oder Verminderung des Dienſteinkommens und unter Hinzurechnung der vorausſichtlichen 
Verwaltungskoſten, zu denen die Vergütung des Kaſſenanwalts, ſeiner Stellvertreter 
und der ſonſtigen Beamten und Hilfskräfte ſowie ein angemeſſener Betriebsfonds ge⸗ 
hören, berechnet. Erſparniſſe oder Fehlbeträge eines Rechnungsjahrs ſind in der 
Bedarfsberechnung für das dem Kaſſenabſchluſſe folgende Rechnungsjahr abzuſetzen 
oder zuzuſetzen. 

e) Erſtmalig wird der Bedarf der Kaffe nach dem Stande des Dienſt⸗ 


einkommens, wie es auf Grund dieſes Geſetzes am 1. April 1920 zu zahlen war, 


— 331 — 


unter Hinzurechnung der mutmaßlichen ſonſtigen Arsgaben und Verwaltungskoſten 
ermittelt. 9 19 


Zur Aufbringung des durch die eigenen Einnahmen nicht gedeckten Bedarfs 
der Landesmittelſchulkaſſe ſind die Unterhaltungsträger der öffentlichen mittleren 


Schulen verpflichtet. 9 20. 


(1) Der nicht gedeckte Bedarf iſt auf die Unterhaltungsträger folgendermaßen 
zu verteilen: 

a) Unterhaltungsträger, welche zu dem im § 1 beſtimmten Gehalte noch 
beſondere Zuſchüſſe ($ 2) gewähren, haben den Jahresbetrag dieſer Zuſchüſſe, 
wie er nach dem Stande am 1. Mai des Vorjahrs in ihnen zu zahlen war, mit 
einem Zuſchlage von 20 vom Hundert zur Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. 

p) Die Unterhaltungsträger haben für jede von ihnen unterhaltene zur 

Gruppe 3 gehörige Schulſtelle einen Betrag von jährlich 2 000 Mark nebſt 
dem dieſem Betrage entſprechenden Ausgleichszuſchlag und einen Zuſchlag 
von 20 vom Hundert zur Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. 

Die Unterhaltungsträger haben den Jahresbetrag des Ortszuſchlags, wie 
er nach dem Stande am 1. Mai des Vorjahrs in ihnen zu zahlen war, 
nebſt einem Zuſchlag in Höhe des für den Ausgleichszuſchlag maßgebenden 
Satzes zu zahlen. 5 
Der nach Abzug der unter a, b und e genannten Vorausleiſtungen und 
etwaiger ſonſtiger Einnahmen ſich ergebende Bedarf iſt gleichmäßig auf 
die übrigen Schulſtellen zu verteilen, wobei die Lehrerinnenſtellen nur mit 
je neun Zehnteln in Anſatz zu bringen ſind. 

e) Stellt ſich der für die Lehrer und Lehrerinnen einſchließlich der Ruhegehalts— 
empfänger und der Hinterbliebenen von Lehrern eines Unterhaltungsträgers 
aus der Landesmittelſchulkaſſe in einem Rechnungsjahre gemäß § 16 gezahlte 
Betrag höher als der ſich nach a, b, c und d ergebende Betrag, ſo hat der 
Unterhaltungsträger 15 vom Hundert dieſes Mehrbetrags als beſonderen 
Beitrag zur Landesmittelſchulkaſſe zu zahlen. Die Geſamtſumme dieſer 
beſonderen Beiträge iſt am Schluſſe des Rechnungsjahrs zur Ermäßigung 
der Beiträge derjenigen Unterhaltungsträger zu verwenden, deren Beiträge 
höher geweſen ſind als die für ſie gemäß § 16 aus der Landesmittel⸗ 
ſchulkaſſe erfolgten Zahlungen. Die Ermäßigungen ſind anteilsmäßig auf 
die Höhe der nach d errechneten Beiträge zu gewähren. 

(e) Alle Beiträge der Unterhaltungsträger an die Landesmittelſchulkaſſe ſind 
im Verwaltungszwangsverfahren beitreibbar. Soweit die Beiträge der Schulunter⸗ 
haltungsträger bis zum Fälligkeitstermine nicht eingezahlt ſind, ſind ſie von dieſem 
Tage ab mit 5 vom Hundert zu verzinſen. Die Zinſen ſind zugleich mit den Beiträgen 
zu entrichten. 921 f 

(1) Für die Zahlung der Beiträge der einzelnen Unterhaltungsträger wird ein - 


Plan aufgeftellt, und zwar für die nach § 16 Abſ. 1 der Kaſſe angehörenden nach 
49 


c 


— 


d 


— 
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Regierungsbezirken und dem Bezirke der Stadt Berlin, für die nach § 17 an⸗ 


geſchloſſenen in einem beſonderen Abſchnitte, und nach Genehmigung durch den Kaffen- 
anwalt in den einzelnen Regierungsamtsblättern, jedoch nur mit dem für den einzelnen 
Regierungsbezirk in Betracht kommenden Teil, veröffentlicht. Für den Bezirk der 
Stadt Berlin erfolgt die Veröffentlichung im Amtsblatte für die Regierung in 
Potsdam und den Stadtkreis Berlin. Eine Veröffentlichung des beſonderen Abſchnitts 
für die nach § 17 angeſchloſſenen Schulen findet nicht ſtatt. 

(2) Aus dem Plan muß der Beitrag eines jeden Unterhaltungsträgers, und 

zwar getrennt nach den im § 20 unter a, b, e und d enthaltenen Beſtimmungen 
berechnet, zu erſehen ſein. Ein beſonderer Plan iſt für die Ermäßigungen gemäß 
§ 20 unter e aufzuſtellen und zu veröffentlichen. Von dem Abſchnitt für die frei 
willig angeſchloſſenen Schulen unterbleibt die Veröffentlichung. 
(3) Gegen die Höhe des auf den einzelnen Unterhaltungsträger ausgeſchriebenen 
Beitrags ſteht den Unterhaltungsträgern für ihren Beitrag binnen 4 Wochen vom Tage 
der Ausgabe des Regierungsamtsblatts beziehungsweiſe für die Beiträge der nach $ 17 
angeſchloſſenen Schulen vom Tage der Zuſtellung der Mitteilung über den Beitragsſatz 
an den Unterhaltungsträger der Einſpruch bei der Schulaufſichtsbehörde, für die 
gemäß § 17 angeſchloſſenen Schulen bei der Regierung in Potsdam, und gegen 
deren Beſcheid binnen zwei Wochen die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren beim 
Bezirksausſchuß offen. 

() Der Einſpruch und die Klage können nur darauf geſtützt werden, daß die 
Berechnung des Beitrags nicht richtig oder eine Verpflichtung zur Beitragszahlung 
überhaupt nicht gegeben iſt. Eine Anfechtung der Berechnung des Kaſſenbedarfs oder 
der auf Grund des § 20 unter e gewährten Ermäßigungen iſt nicht zuläſſig. 

(5) Die Beſtimmungen des § 48 des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes 

gelten ſinngemäß. 
N (6) Bis zur endgültigen Feſtſtellung des Verteilungsplans für das Rechnungs⸗ 
jahr 1920 haben die Unterhaltungsträger öffentlicher mittlerer Schulen für jede plan⸗ 
mäßige Stelle vorbehaltlich ſpäterer Verrechnung einen vorläufigen Beitrag von 
18 000 Mark zu zahlen. 

(7) Die im Rechnungsjahre 1920 bereits gezahlten Gehälter find auf dieſen 
vorläufigen Beitrag anzurechnen. Die bis zum 31. Januar 1921 nicht gezahlten 
Beiträge ſind der Landesmittelſchulkaſſe mit 5 vom Hundert zu verzinſen. 


M. Schluß⸗ und Abergangsbeſtimmungen. 
$ 22, 

) Sind Schulſtellen öffentlicher mittlerer Schulen bereits an andere Kaſſen⸗ 
einrichtungen für die Gewährung von Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen 
angeſchloſſen, jo ſteht es den Unterhaltungsträgern frei, entweder aus dieſen Kaſſen 
auszuſcheiden oder die Mitgliedſchaft ſo lange fortzuſetzen, als die Inhaber beim 
Inkrafttreten diefes Geſetzes noch die angeſchloſſene Stelle innehaben. Die etwa 
auf Grund des Anſchluſſes zu gewährenden Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge 
find an den Unterhaltungsträger zu zahlen, ſoweit die Landesmittelſchulkaſſe auf 
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Grund der Beſtimmungen dieſes Geſetzes für dieſe Schulſtellen Ruhegehälter und 
Hinterbliebenenbezüge zu zahlen hat. Eine Fortſetzung des Anſchluſſes an die bis⸗ 
herigen Volksſchullehrer⸗Alterszulagekaſſen und ⸗Ruhegehaltskaſſen findet nicht mehr ftatt. 

(2) Die Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, deren Jahlungsbeginn vor 
dem 1. April 1920 liegt, ſind von denjenigen zu zahlen, welche bis zum 1. April 1920 
zur Übernahme dieſer Bezüge verpflichtet waren. An die Stelle der Volksſchullehrer⸗ 
Ruhegehaltskaſſen tritt für dieſe Fälle die Landesſchulkaſſe als Rechtsnachfolgerin der 
Volksſchullehrer⸗Ruhegehaltskaſſen. 

(3) Die nach § 10 Abſ. 1 bis 3 und § 13 Abſ. 4 des Geſetzes über die 
Unterbringung von mittelbaren Staatsbeamten und Lehrperſonen (Unterbringungsgeſetz) 
vom 30. März 1920 (Geſetzſamml. S 63 flg.) den Körperſchaften auferlegten Ver⸗ 
pflichtungen ſind für die Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen mittleren Schulen und 
für deren Hinterbliebene von der Landesmittelſchulkaſſe zu erfüllen. Die dem Staate 
nach dieſen Beſtimmungen zu den Ruhegehältern und Hinterbliebenenbezügen ob⸗ 
liegenden Leiſtungen find an die Landesmittelſchulkaſſe zu leiſten. 

§ 23. 

() Die für die Zeit vom 1. April 1920 ab von den Unterhaltungsträgern 
öffentlicher mittlerer Schulen gezahlten Gehälter einſchließlich der Gnadenbezüge und 
die für die Zeit vom 1. April 1920 ab von den bisherigen Volksſchullehrer⸗Ruhe⸗ 
gehaltskaſſen gezahlten Ruhegehälter und Gnadenbezüge, welche nicht nach dem 
1. April 1920 der Landesſchulkaſſe zur Laſt fallen (§ 22 Abſ. 2 Satz 2), find auf 
die Verpflichtungen der Landesmittelſchulkaſſe anzurechnen. Die für Gehälter und 
Gnadenbezüge von Gehältern angerechneten Beträge ſind den Schullaſtenträgern aus 
der Landesmittelſchulkaſſe zu erſtatten. 5 

(e) Ebenſo ſind die Ruhegehälter einſchließlich der Gnadenbezüge für diejenigen 
Lehrer und Lehrerinnen öffentlicher mittlerer Schulen, die nach dem 1. April 1920 
in’ den Ruheſtand getreten find, den Unterhaltungsträgern beziehungsweiſe der Landes⸗ 
ſchulkaſſe für die Volksſchullehrer⸗Ruhegehaltskaſſen zu erſtatten. Die bereits gezahlten 
Beträge ſind den Bezugsberechtigten auf ihre Anſprüche gegen die Landesmittelſchul⸗ 
kaſſe anzurechnen. > In 

(3) Das gleiche gilt für die Bezüge von Hinterbliebenen derjenigen Lehrer, 
die noch nach dem 1. April 1920 im Amte geweſen ſind. 


9 24. 


(1) Alle Beſoldungsordnungen für die Lehrer und Lehrerinnen an öffentlichen 
mittleren Schulen find bis zum 1. April 1922 entſprechend umzugeſtalten. f 

(2) Kommt eine Umgeſtaltung bis zu dieſem Zeitpunkte nicht zuſtande, ſo iſt 
den Lehrern und Lehrerinnen das im $ 1 feſtgeſetzte Gehalt u zahlen. Für die 
Inhaber beſonders gearteter Schulftellen iſt die Schulaufſichtsbehörde befugt vorläufig 
feſtzuſetzen, welche Juſchüſſe den Stelleninhabern zu dem Gehalte zu zahlen ſind. 

(3) Enthalten die bei Verkündung dieſes Geſetzes gültigen Beſoldungsordnungen 
für einzelne Lehrer (Lehrerinnen) an öffentlichen mittleren Schulen günſtigere Beſtim⸗ 
mungen, als nach dieſem Geſetze zuläflig find, fo können für die Inhaber, auch wenn 
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die Vorausſetzungen des § 2 Abſ. 1 nicht vorliegen, entſprechende Zuſchüſſe zu dem 
Grundgehalte gewährt werden. Auf ſolche Zuſchüſſe finden dann alle Vorſchriften 
dieſes Geſetzes Anwendung, die für die zum § 2 des Geſetzes zugelaſſenen Zuſchüſſe 
gegeben ſind. 
$ 25. 

(1) Das Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1920 ab in Kraft. 

(2) Der Unterrichtsminifter, der Finanzminiſter und der Miniſter des Innern 
werden mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Berlin, den 14. Januar 1921. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12104.) Verordnung über die Abänderung der Wahlordnung für die Landwirtſchafts⸗ 
A kammern vom 6. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 44). Vom 12. März 1921. 


uf Grund des § 9 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 
1894 (Geſetzſamml. S. 126) in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. 1921 S. 41) wird die Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern 
vom 6. Januar 1921 (Geſetzſamml. S. 44) wie folgt geändert: 
I. Der Abſ. 2 des § 2 erhält folgende Faſſung: N 
(2) Die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennung des Mahl. 
vorſtehers und feines Stellvertreters ($ 3 Abſ. 1), die Beſtimmung des 
Wahlraums ſowie Tag und Stunde der Wahlen ſind von den Gemeinde⸗ 
vorſtänden in ortsüblicher Weiſe bekanntzugeben. Als ortsübliche Be⸗ 
kanntmachung genügt die Veröffentlichung mittels Plakatanſchlags. Die 
Bekanntmachung ſoll ſpäteſtens am 5. Tage vor dem Wahltag erfolgen. 
II. Hinter § 22 wird folgender neuer Paragraph eingeſchaltet: 


5 $ 22a. 

Wird nur ein Wahlvorſchlag zugelaffen, ſo gelten die darin vor. 
geſchlagenen Bewerber als gewählt. Für dieſen Fall bedarf es einer 
Abgrenzung der Stimmbezirke uſw. nach § 2 nicht; eine Wahlhandlung 
nach §8 23 bis 39 findet nicht ſtatt. Der Wahlausſchuß ſtellt das Er⸗ 
gebnis in einer Niederſchrift feſt. Die 88 47, 48 gelten entſprechend. 

Berlin, den 12. März 1921. 8 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Braun. 
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